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§ 113 Anzuwendende Vorschriften 

(1) Für Pensionsfonds im Sinne des § 112 gelten die auf die Lebensversicherungsunternehmen 
anzuwendenden Vorschriften dieses Gesetzes entsprechend, soweit dieses Gesetz keine 
abweichenden Regelungen oder Maßgaben enthält. 

(2) Von den auf die Lebensversicherungsunternehmen anzuwendenden Vorschriften dieses Gesetzes 
gelten für Pensionsfonds die folgenden Vorschriften nur mit einer Maßgabe entsprechend:  

 

1. 

§ 5 Abs. 3 Nr. 2 mit der Maßgabe, dass mit dem Antrag auf Erlaubnis die Pensionspläne 
einzureichen sind; Pensionspläne sind die im Rahmen des Geschäftsplanes ausgestalteten 
Bedingungen zur planmäßigen Leistungserbringung im Versorgungsfall; 

 

2. 

§ 5 Abs. 4 mit der Maßgabe, dass § 114 Abs. 2 an die Stelle des § 53c Abs. 2 tritt; 

 

3. 

§ 7 Abs. 1 mit der Maßgabe, dass die Erlaubnis nur Aktiengesellschaften einschließlich der 
Europäischen Gesellschaft (SE) und Pensionsfondsvereinen auf Gegenseitigkeit erteilt 
werden darf; für Pensionsfondsvereine auf Gegenseitigkeit gelten die Vorschriften über 
Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit entsprechend, soweit nichts anderes bestimmt ist; 

 

4. 

§ 10a mit der Maßgabe, dass der Arbeitnehmer die Angaben der Anlage Teil D erhält; 

 

4a. 

§ 11a Abs. 3 mit der Maßgabe, dass jeweils § 116 Abs. 1 an die Stelle des § 65 Abs. 1 tritt; 

 

4b. 

§ 11b Satz 3 mit der Maßgabe, dass der unabhängige Treuhänder zudem ausreichende 
Kenntnisse im Bereich der betrieblichen Altersversorgung erworben haben muss; 

 

5. 

§ 13 Abs. 1 mit der Maßgabe, dass die Genehmigungspflicht nicht für Pensionspläne gilt; 
Änderungen und die Einführung neuer Pensionspläne werden erst nach drei Monaten 
wirksam, falls die Aufsichtsbehörde nicht vorher die Unbedenklichkeit feststellt; 
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6. 

(weggefallen) 

 

7. 

§ 81 mit der Maßgabe, dass an die Stelle der Belange der Versicherten die Belange der 
Versorgungsanwärter und Versorgungsempfänger treten und dass Gegenstand der 
rechtlichen Aufsicht auch die Einhaltung der im Bereich der betrieblichen Altersversorgung 
von den Einrichtungen zu beachtenden arbeits- und sozialrechtlichen Vorschriften ist; 

 

8. 

§ 81a mit der Maßgabe, dass an die Stelle der Belange der Versicherten die Belange der 
Versorgungsanwärter und Versorgungsempfänger und an die Stelle der 
Versicherungsverhältnisse die Versorgungsverhältnisse treten; 

 

8a. 

§ 81b Abs. 4 mit der Maßgabe, dass § 115 Abs. 2 an die Stelle des § 54 Abs. 3 tritt; 

 

9. 

§ 81c mit der Maßgabe, dass an die Stelle der Belange der Versicherten die Belange der 
Versorgungsanwärter und Versorgungsempfänger tritt; 

 

10. 

§ 81e mit der Maßgabe, dass an die Stelle der Versicherungsnehmer die 
Versorgungsanwärter und Versorgungsempfänger treten; 

 

11. 

§ 101 mit der Maßgabe, dass an Stelle der Versicherungsentgelte die Pensionsfondsbeiträge 
maßgeblich sind. 

(3) Nicht anwendbar sind § 6 Abs. 1 Satz 2, Abs. 4, § 9, §§ 13a bis 13c, § 14 Abs. 2, §§ 53, 53b und 53c 
Abs. 1 bis 3c, § 54 Abs. 1 bis 3, §§ 54b und 54c, §§ 64, 65, 66 Abs. 7, §§ 80c bis 80f, § 85 Satz 2, § 88 
Abs. 1 Satz 2, Abs. 3 Satz 1, 3 und 4, Abs. 4 Satz 2, §§ 88a und 89b, §§ 110a und 110b, §§ 111 bis 111g 
sowie §§ 122, 123. 

(4) Hängt die Höhe der Versorgungsleistungen von der Wertentwicklung eines nach Maßgabe des 
Pensionsplans gebildeten Sondervermögens ab, ist für dieses Sondervermögen entsprechend § 44 
des Investmentgesetzes gesondert Rechnung zu legen; § 44 Abs. 2 des Investmentgesetzes ist nicht 
anzuwenden. 
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